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Aktuelle Mitgliederinformation 
 

Anzeigepflichten bei Änderung der Grundsteuer-Bemessungsgrundlage  
 

I. Bewertungsgesetz (BewG) 

Nach § 228 Abs. 2 BewG hat der Stpfl. bei einer Änderung der tatsächlichen Verhältnisse, 

die den Wert oder die Art (Vermögens- oder Grundstücksart) beeinflussen oder zu einer 

erstmaligen Feststellung führen können, auf den Beginn des folgenden Kalenderjahres - 

ohne besondere Aufforderung - eine vereinfachte Erklärung (Anzeige) abzugeben. Eine An-

zeige ist auch bei dem Übergang des Eigentums oder des wirtschaftlichen Eigentums an 

einem auf fremden Grund und Boden errichteten Gebäudes oder bei der Begründung von 

Wohnung- und Teileigentum abzugeben. 

 

Im Bereich der Land- und Forstwirtschaft sind dies insbesondere Änderungen der Nutzun-

gen, Nutzungsteile bzw. -arten, der Flächengröße (ggf. einschließlich der EMZ), der Abgren-

zung beim Viehbestand oder der Hofstelle. Ferner die Eigenschaft als Bauerwartungsland. 

 

Keiner Anzeigepflicht unterliegen dagegen Änderungen, die ausschließlich zu einer Zurech-

nungsfortschreibung führen.  

 

Die Abgabefrist für die Anzeigen beträgt einen Monat und beginnt mit Ablauf des Kalen-

derjahres, in dem sich die tatsächlichen Verhältnisse geändert haben beziehungsweise das 

wirtschaftliche Eigentum übergegangen ist. Dies bedeutet für Änderungen im Kalender-

jahr 2023 ist die Anzeige zum 31.01.2024 vorzunehmen. Für die vom Bundesrecht abwei-

chenden Länder gibt es folgende Regelungen: 

 

Land Fristende Rechtsgrundlage 

 

Baden-Württemberg 

 

31.01.2024 § 22 Abs. 2 Satz 2 LGrStG BW 

Hessen 

 

31.01.2024 § 2 Abs. 4 Satz 1 HGrStG 

Bayern 

 

02.04.20241 Art. 6 Abs. 5 Satz 3 BayGrStG 

Hamburg 

 

02.04.2024 § 6 Abs. 5 Satz 3 HambGrStG 

Niedersachsen 

 

02.04.2024 § 8 Abs. 5 Satz 3 NGrStG 

                                                      
1 Verlängerung gemäß § 108 Abs. 3 AO. 
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II. Grundsteuergesetz (GrStG) 

Unabhängig hiervon sind nach § 19 Abs. 1 und 2 GrStG und der landesrechtlichen Regelung 

von Baden-Württemberg (§ 44 LGrStG BW) der Eintritt und der Wegfall der sachlichen 

Grundsteuerpflicht oder von Grundsteuerermäßigungen innerhalb von drei Monaten nach 

Eintritt oder Wegfall anzuzeigen. Abweichende Regelungen gibt es in folgenden Ländern: 

 

Land Fristende2 Rechtsgrundlage 

 

Bayern 

 

02.04.2024  Art. 7 Abs. 2 Satz 4 BayGrStG 

Hamburg 

 

02.04.2024 § 7 Abs. 3 Satz 4 HambGrStG 

Niedersachsen 

 

02.04.2024 § 9 Abs. 4 Satz 4 NGrStG 

 

III. Möglichkeiten zur Erfüllung der Anzeigepflicht 

Die elektronische Anzeigepflicht kann über das Portal ELSTER mit Hilfe der „Datenüber-

nahme“ in Form einer Steuererklärung erfolgen. Dazu sind die bisher elektronisch übermit-

telten Daten unter Angabe des zutreffenden Feststellungszeitpunktes als „Nachfeststel-

lung“, „Artfortschreibung“, „Wertfortschreibung“ oder „Art- und Wertfortschreibung“ zu kenn-

zeichnen und punktuell anzupassen. Somit müssen nicht alle Daten vollständig neu erfasst 

werden. 

 

Die elektronische Anzeigepflicht kann auch über das Portal ELSTER mit Hilfe der Grund-

steuer-Änderungsanzeige (Vordruck GW 5 – vgl. Muster vom 24.07.2023 - BStBl I S. 1536) 

erfolgen. In diesem Fall müssen die konkreten Änderungen der tatsächlichen Verhältnisse 

angezeigt werden.  

 

IV. Fristverlängerungen 

Die Anzeigen sind gemäß § 228 Abs. 5 BewG und § 19 Abs. 3 GrStG Steuererklärungen im 

Sinne der AO. Sofern die Anzeige nicht innerhalb der vorgegebenen Frist abgegeben wer-

den können, ist auf Antrag eine Fristverlängerung unter Angabe der Gründe möglich. Die 

Anzeigen als Steuererklärungen werden nicht von § 8 Abs. 6 EGAO erfasst, da die Vorschrift 

über den Ausschluss von Verspätungszuschlägen nur auf Steuererklärungen zur gesonder-

ten Feststellung des Grundsteuerwerts auf den 1. Januar 2022 anzuwenden ist. 

 

                                                      
2 Verlängerung gemäß § 108 Abs. 3 AO.  
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Vordruckmuster GW 5 – Änderungsanzeige (BStBl 2023 I S. 1536) 
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